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Checkliste: Rechte des Betriebsrats bei der Kürzung von Sondervergütungen im Krankheitsfall
	To do
	Erledigt

	Informationsrecht (§ 80 BetrVG)
· Der Arbeitgeber muss den Betriebsrat über geplante Kürzungen informieren und die Gründe darlegen.
· Relevante Unterlagen müssen zur Einsicht bereitgestellt werden.
	

	Mitbestimmungsrecht bei Entlohnungsgrundsätzen (§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG)
· Falls die Kürzung eine allgemeine Vergütungsregel betrifft, hat der Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht.
· Ohne Zustimmung des Betriebsrats ist eine Änderung unzulässig.
· Falls keine Einigung erzielt wird: Anrufung der Einigungsstelle möglich.
	

	Prüfung bestehender Regelungen (Arbeitsverträge, Betriebsvereinbarungen, Tarifverträge)
· Sind Sondervergütungen (z. B. Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Prämien) vertraglich oder tariflich zugesichert?
· Falls tariflich geregelt: Arbeitgeber kann Kürzung nicht einseitig vornehmen.
· Falls in einer Betriebsvereinbarung festgelegt: Änderung nur mit Zustimmung des Betriebsrats möglich.
	

	Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 75 BetrVG, § 611a BGB, § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG)
· Kürzungen dürfen nicht diskriminierend oder willkürlich erfolgen.
· Sondervergütungen dürfen nicht nur für kranke Arbeitnehmer gekürzt werden, wenn andere weiterhin Anspruch haben.
· Betriebsrat kann Widerspruch einlegen, falls die Kürzung eine unzulässige Ungleichbehandlung darstellt.
	

	Kürzungsrecht des Arbeitgebers im Krankheitsfall prüfen
· Gibt es eine rechtliche Grundlage für die Kürzung?
· Ist die Kürzung in der bisherigen Praxis des Unternehmens üblich oder eine neue Maßnahme?
· Falls die Kürzung von der Arbeitsunfähigkeit abhängt: Liegt eine zulässige Stichtagsregelung vor?
	

	Widerspruchsrecht bei Benachteiligung einzelner Arbeitnehmer (§ 99 BetrVG)
· Falls einzelne Arbeitnehmer durch die Kürzung unrechtmäßig benachteiligt werden, kann der Betriebsrat widersprechen.
· Falls der Arbeitgeber den Widerspruch ignoriert, kann eine gerichtliche Klärung erfolgen.
	

	Einigungsstelle und arbeitsgerichtliche Schritte (§§ 76, 23 BetrVG)
· Falls der Arbeitgeber Mitbestimmungsrechte verletzt, kann der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen.
· Falls der Arbeitgeber die Kürzung einseitig durchführt, kann der Betriebsrat beim Arbeitsgericht eine Unterlassungsklage einreichen.
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